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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br.

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

Stadt Heidelberg  
Stadtplanungsamt  
Palais Graimberg  
Kornmarkt 5  
69117 Heidelberg 

Freiburg i. Br., 
Durchwahl (0761) 

Name: 
Aktenzeichen:

15.05.17 
208-3000 
Matthias Kostyra  
2511 // 17-04147

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

A  Allgemeine Angaben

Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften Südstadt "Campbell Barracks" Stadt 
Heidelberg (TK 25: 6518 Heidelberg-Nord, 6618 Heidelberg-Süd) ;  

Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 1 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB; Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB  

Ihr Schreiben Az.62.23 vom 12.04.2017  

Anhörungsfrist 19.05.2017 

B  Stellungnahme 

Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 

1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können

Keine 

2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes

Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken

Geotechnik

Die im Folgenden erneut aufgeführten geotechnischen Hinweise und Anmerkungen der 
LGRB-Stellungnahme vom 13.11.2014 (LGRB-Az. 2511//14-09553) umfassen das Plan-
gebiet und sind weiterhin gültig: 

Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten werden aus ingenieurgeologischer 
Sicht folgende Hinweise vorgetragen: 

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen 
Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, ist zu rechnen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründunghorizonts, zum Grundwasser, Baugrubensicherung) werden objekt-
bezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird darauf hingewiesen, dass im Anhörungs-
verfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorge-
legter Gutachten oder Auszügen daraus erfolgt. 

Boden

Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 

Mineralische Rohstoffe

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 

Grundwasser

Das Plangebiet liegt seitstromig (unterstromig) in der Nähe eines größeren Grundwasser-
schadensfalls mit CKW-Verunreinigung des Grundwassers. Gegebenenfalls sind Grund-
wasseruntersuchungen zur Klärung einer eventuellen Betroffenheit des Plangebietes zu 
empfehlen. 

In den Unterlagen (Begründung Bebauungsplan, S. 28/61) wird die Erkundung von Boden- 
und Grundwasserverhältnissen auf dem Plangebiet genannt. Beim LGRB ist keine Bohr-
anzeige für Grundwasseraufschlüsse im Plangebiet bekannt. Sofern bei diesen Untersu-
chungen für die Landesaufnahme und insbesondere die Landeshydrogeologie relevante 
Ergebnisse gewonnen wurden, wird um Kopien der Untersuchungsberichte gebeten. 
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Auf die Lage des Plangebietes innerhalb eines Wasserschutzgebietes und die Bestim-
mungen der Rechtsverordnung wird verwiesen. 

Ansonsten sind zum Planungsvorhaben aus hydrogeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

Bergbau

Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen. 

Geotopschutz

Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 

Allgemeine Hinweise

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop- 
Kataster) abgerufen werden kann. 

Im Original gezeichnet 

Matthias Kostyra 
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DATUM

BETRIFFT

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 
Postfach 10 73 00, 68123 Mannheim 

  

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 
Hausanschrift: Dynamostraße 5, 68165 Mannheim 
Postanschrift: Postfach 10 73 00, 68123 Mannheim 
Telefon: +49 621 294-0 | Telefax: +49 621 294-72490054 | E-Mail: info@telekom.de | Internet: www.telekom.de 
Konto: Postbank Saarbrücken (BLZ 590 100 66), Kto.-Nr. 24 858 668, IBAN: DE1759010066 0024858668, SWIFT-BIC: PBNKDEFF590 
Aufsichtsrat: Dr. Thomas Knoll (Vorsitzender) | Geschäftsführung: Dr. Bruno Jacobfeuerborn (Vorsitzender), Albert Matheis, Carsten Müller 
Handelsregister: Amtsgericht Bonn HRB 14190, Sitz der Gesellschaft Bonn | USt-IdNr. DE 814645262 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren. Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 
Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche 
Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom, die gesichert bzw. verlegt werden 
müssen. 
 
Nach dem Planentwurf liegen Telekommunikationsanlagen der Telekom nicht in öffentlichen Verkehrsflächen 
(im beigefügten Lageplan rot markiert), die jedoch zur Aufrechterhaltung der Telekommunikationsversorgung 
unbedingt weiterhin benötigt werden. 
Wir bitten Sie deshalb zur Sicherung der rot markierten Telekommunikationsanlagen der Telekom, die 
betroffenen Flächen mit einem Leitungsrecht zugunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn als zu 
belastende Fläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB festzusetzen und die Eintragung einer beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch mit 
folgendem Wortlaut zu veranlassen: 
"Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die Telekom Deutschland GmbH, Bonn, bestehend in dem Recht 
auf Errichtung, Betrieb, Änderung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien, verbunden mit einer 
Nutzungsbeschränkung." 

Stadt Heidelberg 
- Stadtplanungsamt -  
Postfach 10 55 20 
69045  Heidelberg 
 

 

Fr. Langer;  Ihr Zeichen: 61.23 ;  Ihr Schreiben vom 12.04.2017 
PTI 21- PPB 6,  Annegret Kilian;  Unser Zeichen: 246401 
0621/ 294-5632  
16.05.2017 
 Stellungnahme zum Bebauungsplan „Campbell Barracks“ in Heidelberg 
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DATUM 16.05.2017 
EMPFÄNGER Stadt Heidelberg 

BLATT 2 

Zur Anbindung von Gebäuden an die Telekommunikationsinfrastruktur der Telekom, ist die Verlegung neuer 
Telekommunikationslinien erforderlich. 
Um rechtzeitig vor Straßenbaumaßnahmen Absprachen bezüglich eines koordinierten, wirtschaftlichen 
Bauablaufs vornehmen zu können, bitten wir Sie, den Bauträger anzuhalten, sich mit unserem Planungsbüro 
PTI 21 Heidelberg (Ansprechpartner: Herr Herzel, Tel. 06221/55–5131)  so früh wie möglich, spätestens 
jedoch 6 Wochen vor Ausschreibungsbeginn, in Verbindung zu setzen. Des Weiteren bitten wir um die 
Übersendung der  Ausbaupläne (möglichst in digitaler Form im PDF- und im DXF-Autocad 2000-Format).  

 
Einer Überbauung der Telekommunikationsanlagen der Telekom stimmen wir nicht zu, weil dadurch der Bau, 
die Unterhaltung und Erweiterung verhindert wird und ein erhebliches Schadensrisiko für die 
Telekommunikationslinie der Telekom besteht. 

Bei der Bauausführung ist die Kabelschutzanweisung der Telekom zu beachten. 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle" der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013  zu beachten.  
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
i. V. i. A. 
  
Bogdan Polke Annegret Kilian 
 
 
 
 
Anlagen: Lageplan 
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Bankverbindung 
GLS Bank 
IBAN: DE82 4306 0967 7021 3263 00 
BIC: GENODEM1GLS 

Nahverkehrsanschluss 
Stadtbahnhaltestelle Olgaeck 
3 Stationen ab Hauptbahnhof 
mit U5, U6, U7, U12 oder U15 

Telefon 0711.24 89 55-20 
Telefax 0711.24 89 55-30
info@lnv-bw.de 
www.lnv-bw.de 

Landesnaturschutzverband 
Baden-Württemberg e.V. 
Olgastraße 19
70182 Stuttgart

Landesnaturschutzverband BW · Olgastraße 19 · 70182 Stuttgart 

Stadt Heidelberg 
Stadtplanungsamt 
z.Hd. Frau Langer 
Postfach 10 55 20 
69045 Heidelberg 

Bebauungsplan Heidelberg Südstadt - Campbell Barracks 
CD mit Verzeichnis "TOEB" mit Datum 13.4.2017 

Sehr geehrte Frau Langer,

wir danken für die Übersendung der Unterlagen zum o.g. Verfahren und nehmen im Folgenden 
Stellung. Diese Stellungnahme ergeht im Namen und mit Genehmigung des Landesnaturschutz-
verbandes Baden-Württemberg e.V. (LNV) sowie für die Kreisgruppe Heidelberg im Namen und 
mit Genehmigung des Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V., Landesverband Ba-
den-Württemberg e.V. (BUND). 

Begründung (Unterlage 3) 
Kap. 6.5 Grünflächen- und Freiflächenkonzeption 

Bei den Funktionen des Parks wird nicht die während der Bürgerbeteiligung häufig geäußerte For-
derung nach einem Naturerfahrungsraum erwähnt. 

Kap. 8.1.12 Anpflanzen von Bäumen 

In der Pflanzliste sind viele nicht-heimische Arten enthalten. Die nicht-heimischen Arten sollten aus 
der Liste entfernt werden. 

Kap.8.3.5 Artenschutz  

und "textliche Festsetzungen" im Bebauungsplan 

Nicht nur die vorhandenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten der "besonders geschützten", sondern 
auch die der "streng geschützten" Arten sind zu erhalten. Siehe "Bioökologisches Gutachten (Un-
terlage 8), Tabelle 3, Seite 23. Außerdem sind auch an Bestandgebäuden unterstützende Maß-
nahmen für Gebäude bewohnende Tierarten vorzuschreiben. 

Bearbeitung:  
LNV-Arbeitskreis  
Mannheim, Heidelberg, Rhein-Neckar 
Sprecher/in: Gerhard Kaiser
Willy-Brandt-Platz 5 
69115 Heidelberg

Heidelberg, 17.5.2017 Ihr Zeichen/Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen/Unsere Nachricht vom Telefon/E-Mail 
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Die Priorität dieser Vorschrift gegenüber etwaigen aus dem Gestaltungshandbuch (Unterlage 19) 
herauslesbaren Verboten von unterstützenden Maßnahmen für Gebäude bewohnende Arten ist zu 
benennen.

Die Formulierung "sollte" für das Anbringen von Nistkästen an Bäumen und für den Einbau von 
Niststeinen bei Neubauten ist durch die Formulierung "muss / müssen" zu ersetzen.  

Kap. 8.4.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

und "textliche Festsetzungen" im Bebauungsplan 

Es ist zu prüfen, ob ein Verbot von Solaranlagen auf den Bestandsgebäuden notwendig ist, und ob 
es mit den Zielsetzungen des Masterplans 100% Klimaschutz vereinbar ist. Dies gilt auch für das 
Gestaltungshandbuch (Unterlage 19). 

Bestandserfassung MTV gesamt (Unterlage 10) 
Seite 3 und 14: "Um Gebäudebewohnende Arten (wie Mauersegler, Mehlschwalbe etc.) keinen 
Unterschlupf zu bieten, wird dringend empfohlen, zwischen den Nutzungszeiträumen durch Vögel 
vorhandene Gebäudeöffnungen zu verschließen."  

Vor Beginn der Maßnahmen müssen für die betroffenen Vogelarten in räumlicher Nähe und aus-
reichender Zahl geeignete Brutmöglichkeiten geschaffen werden. 

Gestaltungshandbuch (Unterlage 19) 
Der hohe Detaillierungsgrad der Vorschriften und Empfehlungen im Gestaltungshandbuch lässt 
vermuten, dass alles, was nicht ausdrücklich als erlaubt erwähnt wird, verboten ist. Das könnte 
dazu führen, dass bei der Gebäudesanierung keine anderen Aspekte oder Anliegen als die des 
Denkmalschutzes berücksichtigt werden. Insbesondere findet keine Berücksichtigung arten-
schützerischer Maßnahmen statt - z. B. Schaffung von Brutmöglichkeiten für gebäudebrütende 
Vogelarten oder für Fledermäuse. 

Weiterhin sollte das Verbot von Solaranlagen auf Bestandsgebäuden aufgehoben werden. Neuere 
Techniken, wie Solarziegel sind mit dem Denkmalschutz durchaus vereinbar. Es sollte unbedingt 
auf eine Vereinbarkeit mit den Zielen des Masterplans 100% Klimaschutz geachtet werden. 

Sonstiges 
Der Dateiname der Unterlage 13 ist falsch; er müsste heißen "Bestandserfassung". 

Mit freundlichen Grüßen 

Gerhard Kaiser 

LNV-Arbeitskreis  Mannheim, Heidelberg, Rhein-Neckar 
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Landschafts- und Forstamt      Heidelberg, 24.05.2017
         67.3 MB 
 
 
An 
Amt 61 
 
 
Betr.:  Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften Südstadt - 

Campbell Barracks  
Unterrichtung und Beteiligung der Börden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 

hier:   Stellungnahme des Landschafts- und Forstamtes 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Folgenden finden Sie die Stellungnahme des Landschafts- und Forstamtes zum 
Bebauungsplanentwurf Campbell Barracks.  

 

A) Vorbemerkungen  

 

1. Freiraumplanerischer und städtebaulicher Wettbewerb DER ANDERE 
PARK 

Wie bekannt ist, laufen die Arbeiten zur Aufstellung des Bebauungsplans Campbell Barracks 
zeitlich parallel zur Realisierung des Projekts GRÜNES BAND DES WISSENS im Rahmen des 
Bundesprogramms „Nationale Projekte des Städtebaus“. Folgendes muss hierbei berücksichtigt 
werden:  

• Die im Zuwendungsantrag für das Projekt GRÜNES BAND DES WISSENS im Rahmen des 
Bundesprogramms „Nationale Projekte des Städtebaus“ formulierten Zielsetzungen sind 
als planerische Grundlagen für diesen räumlichen Teilbereich des Bebauungsplans zu 
beachten und mit den entsprechenden Festsetzungen umzusetzen.  
 

• Für die Flächen, die sich aus dem Geltungsbereich des Planungsgebiets GRÜNES BAND 
DES WISSENS ergeben, können vor Ablauf des Wettbewerbsverfahrens keine 
abschließenden Festlegungen diskutiert werden. Das liegt u.a. daran, dass in den Ablauf 
dieses Wettbewerbsverfahrens in verschiedenen Zeitebenen umfangreiche 
Bürgerbeteiligungsverfahren eingebaut sind und dass die Ergebnisse der Wettbewerbe 
u.a. auch hiervon abhängig sind.  
 

• Die Verfahrensläufe von Bebauungsplan und Wettbewerb müssen über den gesamten 
Verlauf aufeinander abgestimmt werden.  
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2. Übernahme der freiraumrelevanten Planungsinhalte der Planung des 
Investors bpd 

 

Die freiraumplanerischen Ansätze der Planung des letztendlich berücksichtigten Investors bpd 
wurden seinerzeit in der Bewertungsphase seitens der Stadt Heidelberg den beiden anderen 
Bewerbern vorgezogen.  

Aus diesem Grund sollten die dementsprechenden Planungsinhalte in den Bebauungsplan 
übernommen werden.  

Dies gilt für die Gestaltung der öffentlichen und öffentlich wahrnehmbaren Räume mit der 
internen Erschließung, der Gestaltung von grünen Blockinnenbereichen und der Anlage von 
Baumreihen und Grünräumen ebenso wie für die Freiraumgestaltung des Entwicklungsbandes. 
Insbesondere bei Letzterem sollten die Aufenthaltsbereiche in Form von platzartigen 
Aufweitungen an Ost- und Westseite des Erschließungsbandes als Festsetzungen in den 
Bebauungsplan aufgenommen werden.  

 

Aus dem vorstehenden Plan des Investors bpd leiten sich die folgenden Maßnahmen ab: 

 

Entwicklungsband – 23 Bäume; 
 
Reitplatz – je 4 Bäume an der Ostseite der geplanten neuen 
Solitärgebäude mit der Entwicklung der entsprechenden öffentlich 
zugänglichen Freiräume; 
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Ostseite des Entwicklungsbandes – Entwicklung von 2 taschenartigen 
Plätzen mit je 3 Bäumen; 
 
Blockinnenbereich zwischen Entwicklungsband und Paradeplatz – 
Entwicklung von begrünten Innenbereichen mit zwei mal 4 
Baumpflanzungen; 
 
Sichtachse im Blockinnenbereich zwischen Entwicklungsband und 
Paradeplatz – Pflanzung einer Baumreihe bestehend aus 6 Bäumen. Hier 
ist zu beachten, dass der Investor bpd gegenwärtig den Gesamtkomplex 
mit einer ungeteilten Tiefgarage unterbauen will. Das würde bedeuten, 
dass die von uns geforderten Bäume keinen Anschluss mehr an das 
Grundwasser haben würden, dass aufwändige Bewässerungs- und 
Belüftungstechnik notwendig werden würde, dass maximal mittelkronige 
Bäume gepflanzt würden, und dass die spätere Unterhaltung, die sicher 
bei der Stadt liegen würde, sehr kostenintensiv wird. Von daher ist in den 
Bebauungsplan aufzunehmen, dass diese Sichtachse, dieser Gehweg, 
nicht unterbaut werden darf.  
 
Loop – Pflanzung von je 6 Bäumen an Nord- und Südseite des 
vorgenannten Blocks; 
 
H-Gebäude – Entwicklung einer öffentlich zugänglichen Fläche mit der 
Pflanzung von 4 Bäumen.  

 

Ob die Baumpflanzungen in den Bereichen Loop und Entwicklungsband vom Investor bpd oder 
von der Stadt Heidelberg zu leisten sein werden, können wir gegenwärtig nicht beurteilen, als 
Festsetzung sollten sie aber auf jeden Fall in den Bebauungsplan aufgenommen werden.  

 

B) Anmerkungen des Landschafts- und Forstamtes 

 

Schutz von Bestandsbäumen: Die im Bebauungsplanentwurf enthaltenen Aussagen 
zum zu schützenden Baumbestand müssen im Einzelnen, Baum für Baum, überprüft 
werden. Zu berücksichtigen sind bei der Bewertung u.a. Baumart, Zustand/Vitalität, 
Dominanz im Raum.  
Nach dem B-Planentwurf sind einige Serbische Fichten (Picea omorika) unter Schutz 
gestellt, die aus Sicht des Landschafts- und Forstamts sicherlich nicht schutzwürdig sind. 
Auch ist zu erwarten, dass durch das Wettbewerbsergebnis „DER ANDER PARK“ 
zusätzliche Bäume aufgenommen oder von der Schutzliste gestrichen werden. Von 
daher ist aus es aus fachlicher Sicht zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich, eine 
abschließende Bewertung der unter Schutz zu stellenden Bäume abzugeben.  
 
Festsetzung von Baumpflanzungen: Der vorliegende Bebauungsplan-Entwurf enthält 
grundsätzlich keine Aussagen zu Festsetzungen von Baumpflanzungen. Im Hinblick auf 
die ausstehenden Wettbewerbsergebnisse vom „Grünen Band des Wissens – DER 
ANDERE PARK“ ist das sicher richtig. Wir gehen aber davon aus, dass im weiteren 
Verlauf der Arbeit am Bebauungsplan eine Festsetzung von Baumstandorten erfolgen 
wird.  
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Im Hinblick auf die anstehenden Baugenehmigungsverfahren ist es notwendig, sich 
frühzeitig über Baumstandorte Gedanken zu machen. Die räumliche Wirkung von 
Baumreihen und Alleen ist u.a. von der Gleichmäßigkeit der Abstände zwischen den 
Bäumen abhängig. Eine augenfällige Änderung dieser Abstände, hervorgerufen z.B. 
durch Zu- oder Ausfahrten von Tiefgaragen, stört die räumliche Wirkung der 
Pflanzungen und die Konsequenz bei der Durchsetzung der Freiflächenplanung 
empfindlich.  
Von daher ist es notwendig, die festzusetzenden Baumstandorte räumlich fest zu 
verorten. Um spätere Bauherren entsprechend zu sensibilisieren, sollte im 
Begründungstext ausdrücklich auf die Unverrückbarkeit der festgesetzten 
Baumstandorte hingewiesen werden.  
 
Festlegung von Baumarten: Aufgrund der zunehmenden sommerlichen Überhitzung 
gerade der Innenstadtbereiche sind zunehmend Ausfälle von einheimischen Baumarten 
festzustellen. Bei der Festsetzung von Pflanzgeboten muss daher berücksichtigt werden, 
dass die entsprechenden Baum- und Pflanzenarten auf jeden Fall standortgerecht sind.  
 
Kinderspielplätze: Der Bebauungsplan muss Spiel- und Aufenthaltsbereiche für Kinder 
und Jugendliche ausweisen, die sich in Größe und Lage an dem Spielflächenkonzept der 
Stadt Heidelberg orientieren. Grundsätzlich sind pro Kind / Jugendlichem 11 m² 
Nettospielfläche zur Verfügung zu stellen, hinzu kommen noch einmal 5,5 m² Fläche für 
Eingrünung und Erschließung. Der Gesamtbedarf beträgt als 16,5 m² pro Kind / 
Jugendlichem.  
Nach den momentan zu erwartenden Einwohnerzahlen leitet sich für der Bereich MTV / 
Campbell Barracks ein Gesamtspielflächenbedarf von ca. 5.000 m² Nettospielfläche ab. 
Wenn man hiervon den Bereich Lärmschutz- / Spiellandschaft nördlich der Julius-
Springer-Schule mit seinen ca. 2.000 m² Nettospielfläche abzieht, verbleibt ein 
Nettospielflächenbedarf von 3.000 m², es müssen also knapp 5.000 m² realer 
Bruttofläche für Spielbereiche im Rahmen des anstehenden B-Planverfahrens 
nachgewiesen werden.  
Da die Verortung dieser Bereiche erst nach der Entscheidung des Wettbewerbs DER 
ANDERE PARK erfolgen kann, schlagen wir vor, nur die Funktionen als Sicherheit 
festzusetzen, und zwar im Bereich des Parks bei der Kommandantur/Eddy-Haus sowie in 
Bereich des Paradeplatzes. 
 
Verschiedenes: Die Definition von Anbindungen von Freiräumen der Campbell Barracks 
an die übergeordneten Freiraumstrukturen, die innere Erschließung mit Geh- und 
Radwegen, Charakter und Inhalte von Freiräumen und Parkanlagen, Aussagen zu 
Regenwasserversickerungskonzeptionen etc. können nach unserer Ansicht erst im 
Rahmen der Einarbeitung der Wettbewerbsergebnisse des Projekts GRÜNES BAND DES 
WISSENS gemacht werden. 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
 
Manfred Bildat 
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